
Stadt Schopfheim  
Landkreis Lörrach 
 

Benutzungsordnung  
für die städtischen Kinderbetreuungseinrichtungen 

 
 

§ 1 Aufgabe der Einrichtungen 
 

(1) Für die Arbeit in der Einrichtung sind die zum jeweiligen Zeitpunkt aktuell geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen und die folgende Ordnung in der Tageseinrichtung für Kinder maßgebend. 
 

(2) Die Einrichtung hat die Aufgabe, die Erziehung der Kinder in der Familie zu ergänzen und zu 
unterstützen. Durch Bildungs- und Erziehungsangebote fördert sie die körperliche, geistige und 
seelische Entwicklung des Kindes.  
 

(3) Zur Erfüllung des Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauftrags orientieren sich die 
Mitarbeiter/innen an den durch Aus- und Fortbildung vermittelten wissenschaftlichen 
Erkenntnissen der Entwicklungspsychologie und Pädagogik, dem Orientierungsplan Baden-
Württemberg sowie an den Erfahrungswerten der pädagogischen Praxis. Die Kinder lernen dort 
frühzeitig den gruppenbezogenen Umgang miteinander und werden zu partnerschaftlichem 
Verhalten angeleitet. 
 

(4) Die Erziehung in der Einrichtung nimmt auf die durch die Herkunft der Kinder bedingten 
unterschiedlichen sozialen, weltanschaulichen und religiösen Gegebenheiten Rücksicht.  
 

 
§ 2 Warteliste / Aufnahmeverfahren 

 
(1) Die Kinder müssen durch den / die Sorgeberechtigten über die zentrale Vormerkung 

(Warteliste) für einen Kinderbetreuungsplatz in einer der städtischen 
Kinderbetreuungseinrichtung registriert werden. 
 

(2) Nach der Registrierung werden die Kinder durch die zentrale Stelle für 
Kindergartenangelegenheiten der Stadtverwaltung geprüft und an die 
Kinderbetreuungseinrichtungen weitergeleitet. Die Einrichtungsleitungen erteilen über die 
zentrale Vormerkung, im Rahmen der Vergabekriterien ein Platzzusage bzw. Platzabsage.  
 

(3) Nach Erhalt einer Zusage, müssen die Sorgeberechtigten innerhalb von 14 Tagen schriftlich 
den Betreuungsplatz Zu- bzw. Absagen.  Anschließend wird mit der Einrichtungsleitung eine 
Aufnahmegespräch vereinbart, hier wird die Anmeldung für den Betreuungsplatz 
unterschrieben und die Sorgeberechtigten erhalten in diesem Zuge die Kitabroschüre. 

 
 

§ 2a Aufnahme in eine Kinderbetreuungseinrichtung 
 

(1) Bevor das Kind in die Einrichtung aufgenommen werden kann, sind die Aufnahmeformulare aus 
der Kita-Broschüre (Aufnahmebogen, Erklärung der Sorgeberechtigten, Bestätigung über die 
Aufsichtspflicht, Abholberechtigung etc.) vollständig auszufüllen und zu unterschreiben 
 

(2) Je nach Betreuungsangebot in den Einrichtungen werden Kinder im Alter von einem Jahr bzw. 
drei Jahren bis zum Schuleintritt aufgenommen.  
 

(3) Kinder, die sich auf Grund ihrer Entwicklung oder besonderer Situationen nicht in die 
Gemeinschaft einfügen können oder die körperlich, geistig oder seelisch behindert sind, können 
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in die Kinderbetreuungseinrichtung nur aufgenommen werden, wenn ihren besonderen 
Bedürfnissen Rechnung getragen werden kann, d.h. ein Platzangebot in einer integrativen 
Einrichtung zur Verfügung gestellt werden kann. Die Sorgeberechtigten bemühen sich frühzeitig 
um eine Entwicklungsdiagnostik und erbringen den Nachweis, dass die empfohlenen 
Maßnahmen umgesetzt werden. Über die Aufnahme der Kinder entscheidet im Rahmen der 
vom Träger erlassenen Aufnahmebestimmungen die Leitung der Einrichtung. 
 

(4) Jedes Kind muss vor der Aufnahme ärztlich untersucht werden. Hierfür ist der beigefügte 
Vordruck zu benutzen. Es wird empfohlen, von der nach § 26 SGB V vorgesehenen, 
kostenlosen Vorsorgeuntersuchung für Kinder von Versicherten Gebrauch zu machen. 
Maßgeblich für die Aufnahme ist je nach Lebensalter des Kindes zum Zeitpunkt der Aufnahme 
die letzte ärztliche Untersuchung (U1-U9). 

 
(5) Gemäß dem seit 01.03.2020 in der Bundesrepublik Deutschland geltenden 

Masernschutzgesetz sind Kinder spätestens mit der Anmeldung in eine Kindertageseinrichtung 
zu impfen. Als Nachweis gilt ein entsprechender Eintrag im Impfpass des jeweiligen Kindes, 
welcher vorzulegen ist. Ebenso wird ein ärztliches Zeugnis über einen bestehenden Impfschutz 
(Titer-Wert) oder vorliegende medizinische Gründe einer Kontraindikation bei mangelndem 
Impfschutz akzeptiert. Eine tatsächliche Aufnahme in die Kinderbetreuungseinrichtung ist erst 
mit vorliegendem Impfschutz / ärztlichem Zeugnis möglich.  
 

(6) Es wird empfohlen, vor der Aufnahme des Kindes in die Kinderbetreuungseinrichtung auch die 
sonstigen Schutzimpfungen nach den Empfehlungen der „Ständigen Impfkommission“ (STIKO) 
vorzunehmen. 
 
 

§ 2b Zusammenarbeit als Voraussetzung 
 

(1) Für die Betreuung und Entwicklung der Kinder ist eine vertrauensvolle Zusammenarbeit des 
Elternhauses und der Kinderbetreuungseinrichtung von großer Bedeutung. Schon in der 
Eingewöhnungsphase ist die Mitwirkung der Sorgeberechtigten erforderlich. 
 

(2) Die Grundsätze der Förderung des Kindes und der Zusammenarbeit von 
Kinderbetreuungseinrichtung und Sorgeberechtigten ergeben sich insbesondere aus der 
Konzeption der Kinderbetreuungseinrichtung, die auf Anfrage jederzeit eingesehen werden 
kann. 
 

(3) Zeigt ein Kind in der Kinderbetreuungseinrichtung einen erhöhten Förderbedarf an, der sich 
nicht mit dem Grundsatz einer Betreuung des Regelkindergartens deckt, so kann die 
Einrichtung mit den Sorgeberechtigten Maßnahmen zum Wohl des Kindes vereinbaren  und auf 
deren Erfüllung bestehen. Maßnahmen hierzu können u.a. sein: Vorsprache und Beratung über 
die Soziale Dienste und / oder das Kind beim Sozialpädiatrischem Zentrum (SPZ) vorzustellen. 
 

(4) Die Kitaleitungen sind vom Träger ermächtigt schriftliche Zusatzvereinbarungen mit den 
Sorgeberechtigten zu schließen.  
 

(5) Jede Änderung der Adresse, Telefonnummer sowie die Anzahl der im Haushalt lebenden 
Kinder oder die Änderung der elterlichen Sorge ist der Kinderbetreuungseinrichtung bzw. dem 
Träger unverzüglich mitzuteilen.  
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§ 3 Eingewöhnung 

 
(1) Der Monat der Aufnahme in der Kinderbetreuungseinrichtung dient der Eingewöhnung des 

Kindes. 
 

(2) Aufgrund der Eingewöhnung wird in dem unter Abs. 1 genannten Monat nur die halbe 
Kindergartengebühr gem. der Anlage 1 zu § 6 (2) Gebührenhöhe der Satzung über den Betrieb 
und die Erhebung von Benutzungsgebühren für die städtischen Kinderbetreuungseinrichtungen 
erhoben. 

 
§ 4 Abmeldung 

 
(1) Die Abmeldung ist spätestens vier Wochen zum Monatsende vor dem beabsichtigten 

Austrittstermin, schriftlich mitzuteilen.  
 

(2) Die Abmeldung erfolgt für Schulanfänger, mit der Vollendung des sechsten Lebensjahres und 
der jeweils gültigen Stichtagregelung, von Amts wegen, ohne weitere Erklärung zum 31.07. 
eines Jahres. Besteht ein Betreuungsbedarf, welcher über den 31.07. hinausgeht, ist dies von 
den Sorgeberechtigten schriftlich zu beantragen.  
 

(3) Kinder, die vom Besuch der Grundschule zurückgestellt sind, sollen soweit möglich, eine 
Grundschulförderklasse besuchen. 

 
 

§ 5 Ausschluss 
 

(1) Sofern ein Kind länger als vier Wochen die Kinderbetreuungseinrichtung unentschuldigt nicht 
mehr besucht hat, kann der Platz anderweitig vergeben werden. Ein Ausschluss ist auch bei 
wiederholter Nichtbeachtung, der in der Benutzungsordnung aufgeführten Pflichten der 
Sorgeberechtigten möglich. 
 

(2) Ein Ausschluss ist auch möglich, wenn erhebliche Auffassungsunterschiede zwischen Eltern/ 
Sorgeberechtigten und der Kinderbetreuungseinrichtung über das Konzept und / oder eine dem 
Kind angemessene Förderung in der Kinderbetreuungseinrichtung trotz eines vom Träger 
anberaumten Einigungsgespräches nicht ausgeräumt werden können.  
 

(3) Die weiteren Ausschlusskriterien ergeben sich aus § 3 Abs. 4 -7 der Satzung über den Betrieb 
und die Erhebung von Benutzungsgebühren der städtischen Kinderbetreuungseinrichtungen. 

 
 

§ 6 Besuch der Einrichtung 
 

(1) Im Interesse des Kindes soll die Kinderbetreuungseinrichtung regelmäßig besucht werden. Fehlt 
ein Kind voraussichtlich länger als zwei Tage, ist die Kinderbetreuungseinrichtung zu 
benachrichtigen.  
 

(2) Die Kinderbetreuungseinrichtung ist regelmäßig von Montag bis Freitag, mit Ausnahme der 
gesetzlichen Feiertage und der Ferien der Kinderbetreuungseinrichtung geöffnet. Die 
regelmäßigen täglichen Öffnungszeiten werden in der Kinderbetreuungseinrichtung bekannt 
gegeben.  

 
(3) Für Kinder in der Eingewöhnungszeit können gesonderte Absprachen getroffen werden.  
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(4) Wird bei einem Kind ein erhöhter Förderbedarf festgestellt, so kann die 

Kinderbetreuungseinrichtung die Betreuungszeiten entsprechend zum Wohle des Kindes 
reduzieren. In der Regel wird dies in Absprache mit den Sorgeberechtigten in der 
Zusatzvereinbarung festgehalten.  

 
(5) Um die Aufsichtspflicht zu gewährleisten, sind die Kinder nicht vor Beginn der Öffnungszeiten zu 

bringen und pünktlich mit Ende der Öffnungszeiten abzuholen. 
 

§ 6a Notgruppenbetreuung 
 

(1) Notbetreuung tritt dann ein, wenn die Betriebsabläufe der Kinderbetreuungseinrichtung gestört 
sind. Die Störungen können vor allem durch: kurz- oder langfristige Personalausfälle, 
Schadenslagen im und um das Gebäude oder defekte in der Haustechnik oder durch 
Umwelteinflüsse (z.B. Unwetter und Extremwetterereignis) erfolgen.  

 
(2) Die Kita-Leitungen können und müssen ggf. kurzfristig über die Einrichtung der Notbetreuung in 

einzelnen Gruppen entscheiden. Die Leitungen entscheiden eigenständig anhand der o.g. 
Störungen ob eine Kürzung der Betreuungszeit, eine Reduzierung der Gruppengröße oder im 
Extremfall eine Gruppenschließung erfolgen muss. Darüber werden die Sorgeberechtigten 
unverzüglich über die jeweilig eingesetzte Info-App der Kita informiert. Die Kita-Leitungen 
informieren parallel den Träger und stimmen die weiteren Maßnahmen ab. 

 
(3) Berechtigt zur Notbetreuung sind folgende Kinder: 

1. Bei denen die Sorgeberechtigten zu dem Zeitpunkt in einem bestehenden 
Beschäftigungsverhältnis sind, welches innerhalb der Betreuungszeit ausgeübt werden 
muss.   

2. Bei Familien in denen eine bestehende Kindeswohlgefährdung vorliegt 
Kinder mit Integrativen Hilfen in den Zeiten, wo das bewilligte Fachpersonal anwesend ist 

3. Sollten darüber hinaus noch Platzkapazitäten in der Notbetreuung vorhanden sein, können 
zusätzlich noch folgende Kinder berechtigt werden: 
a. Sorgeberechtigten die einen wichtigen und unaufschiebbaren Termin (z.B. Facharzt) 

haben 
 

(4) Gebührenentschädigungen bei Notbetreuung werden nach §9 der Satzung über den Betrieb 
und die Erhebung von Benutzungsgebühren für die städtischen Kinderbetreuungseinrichtungen 
vollzogen.  

 
§ 7 Öffnungszeiten und Ferien 

 
(1) Die Kinderbetreuungseinrichtung bietet unterschiedliche Öffnungszeiten an. Beim 

Aufnahmegespräch erhalten Sie über das Leistungsangebot nähere Informationen.  
 
(2) Die Kinderbetreuungseinrichtung ist geschlossen an Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen 

Feiertagen, bei Fortbildungsveranstaltungen der erzieherisch tätigen Mitarbeiter/innen und in 
den Ferien. Die Ferienzeiten werden jeweils für ein Jahr festgesetzt und rechtzeitig bekannt 
gegeben.  

 
(3) Das Kindergartenjahr beginnt am 01. September und endet am 31. August des darauffolgenden 

Jahres.  
 

(4) Muss die Kinderbetreuungseinrichtung oder einer Gruppe aus besonderem Anlass, z.B. wegen 
Erkrankung oder dienstlichen Verhinderungen geschlossen bleiben, werden die Eltern hiervon 
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rechtzeitig unterrichtet. Der Träger der Kinderbetreuungseinrichtung ist bemüht, eine über die 
Dauer von drei Tagen hinausgehende Schließung der Kinderbetreuungseinrichtung oder der 
Gruppen zu vermeiden. Dies ist nicht möglich, wenn die Kinderbetreuungseinrichtung zur 
Vermeidung ansteckender Krankheiten geschlossen werden muss oder der festgelegte 
Mindestpersonalschlüssel unterschritten und damit die Aufsichtspflicht verletzt wird 

 
 

§ 8 Aufsicht 
 

(1) Während der Öffnungszeiten der Kinderbetreuungseinrichtung sind grundsätzlich die 
pädagogisch tätigen Mitarbeiter/innen für die ihnen anvertrauten Kinder verantwortlich.  
 

(2) Die Aufsichtspflicht des Trägers der Kinderbetreuungseinrichtung beginnt mit der Übernahme 
des Kindes durch die Betreuungskräfte in der Kinderbetreuungseinrichtung und endet mit dem 
Verlassen. 

 
(3) Auf dem Weg von und zur Kinderbetreuungseinrichtung sowie auf dem Heimweg obliegt die 

Aufsichtspflicht für das Kind alleine der Person des Sorgeberechtigten. Kinder, die sich vor oder 
nach der Öffnungszeit auf dem Einrichtungsgrundstück befinden, unterstehen nicht der 
Aufsichtspflicht des Einrichtungspersonals.  

 
(4) Darf das Kind alleine nach Hause gehen, so ist hierfür eine schriftliche Erklärung abzugeben. 

Die Aufsichtspflicht endet in diesem Fall, sobald das Kind das Grundstück verlässt.  
 
 

§ 9 Versicherung 
 

(1) Die Kinder sind nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 a des 7. Buches Sozialgesetzbuch gesetzlich gegen Unfall 
versichert: 

- auf dem direkten Weg von der und zu der Einrichtung 
- während des Aufenthaltes in der Einrichtung 
- während aller Veranstaltungen der Einrichtung außerhalb des Einrichtungsgeländes 

(Spaziergänge, Feste etc.) 
 

(2) Alle Unfälle, die auf dem Weg zur und von der Kinderbetreuungseinrichtung eintreten, müssen 
der Leitung der Kinderbetreuungseinrichtung unverzüglich gemeldet werden.  
 

(3) Für den Verlust, die Beschädigung und die Verwechslung der Garderobe und anderer 
persönlicher Gegenstände des Kindes wird keine Haftung übernommen. Es wird empfohlen, 
die Sachen mit dem Namen des Kindes zu versehen. 

 
(4) Für Schäden, die ein Kind einem Dritten zufügt, haften u. U. die Sorgeberechtigten. Es wird 

deshalb ebenfalls empfohlen, eine private Haftpflichtversicherung abzuschließen.  
 

 
§ 10 Regelung in Krankheitsfällen 

 
(1) Bei starken Erkältungskrankheiten, bei Auftreten von Hautausschlägen, Halsschmerzen, 

Erbrechen, Durchfall oder Fieber sind die Kinder zu Hause zu behalten.  
 

(2) Bei Erkrankung des Kindes oder eines Familienmitglieds an einer ansteckenden Krankheit (z.B. 
Diphtherie, Masern, Röteln, Scharlach, Windpocken, Keuchhusten, Mumps, Tuberkulose, 
Kinderlähmung, Gelbsucht, übertragbare Erkrankungen von Augen, Haut oder Darm) muss der 
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Leitung sofort Mitteilung gemacht werden, spätestens an dem der Erkrankung folgenden Tag. 
Der Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung ist in jedem dieser Fälle ausgeschlossen.  

 
(3) Bevor das Kind nach einer ansteckenden Krankheit –auch in der Familie- die 

Kinderbetreuungseinrichtung wieder besucht, ist in Einzelfällen eine ärztliche 
Unbedenklichkeitsbescheinigung vorzulegen.  

 
 

§ 11 Elternbeirat 
 

(1) In allen städtischen Kinderbetreuungseinrichtungen werden die Sorgeberechtigten durch 
einen jährlich neu zu wählendem Elternbeirat an der Arbeit der Kinderbetreuungseinrichtung 
beteiligt. Auf die Richtlinien des Sozialministeriums Baden-Württemberg vom 15.März 2008 
über die Bildung und Aufgaben der Elternbeiräte nach § 5 Kindergartengesetzes Baden-
Württemberg wird verwiesen. 

 
 

§ 12 Inkrafttreten 
 

Die Benutzungsordnung tritt am 01.09.2024 in Kraft 
 
 
 
 

Dirk Harscher, Bürgermeister 
 


